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13 Mio. EUR fragwürdig 
verwendet: Familienbund 
schaltet Rechnungshof ein 
Studie zur „Gesamtevaluation familienbezogener 
Leistungen“ enthält gravierende fachliche Mängel – 13 
Millionen EUR fragwürdig verwendet 

München – Der Familienbund der Katholiken in Bayern bittet den 
Bundesrechnungshof, die Verwendung von 13 Millionen EUR aus 
Bundesmitteln zu prüfen. Das Geld ist für eine „Gesamtevaluation 
familienbezogener Leistungen“ ausgegeben worden, die schwerste fachliche 
Fragwürdigkeiten aufweist. 

Die Bundesregierung hat 13 Millionen EUR gezahlt, um von einem Netzwerk von 
Instituten die „familienbezogenen Leistungen“ in Deutschland bewerten zu lassen. 
Die resultierende Studie enthält schwerste fachliche Fragwürdigkeiten: 

• Den staatlichen Leistungen stehen Leistungen der Familien gegenüber. Diese 
werden in der Studie generell übergangen. Dadurch wird der Netto-Zahler 
Familie zum Wohlfahrtsempfänger kleingerechnet. Beispiel Gesetzliche 
Krankenversicherung: Die Eltern zahlen erheblich mehr Beiträge, als sie und 
ihre Kinder an Kosten erzeugen. In der Studie werden die elterlichen 
Zahlungen übergangen. Gewertet werden nur die Krankenkosten der Kinder. 
Deren Betrag wird als Familienförderung verbucht. 

• Als Maßstab für die Wahlfreiheit zwischen Familie und Beruf wird die 
Häufigkeit der Entscheidung für Beruf verwendet. Optimale Wahlfreiheit 
herrschte demnach, wenn sich niemand mehr für Familie entschiede. 

• Bei der Kosten-Nutzen-Abwägung der außerfamiliären Betreuung werden die 
Kosten von Halbtags-Kindergärten angesetzt, aber der Nutzen von Ganztags-
Krippen. 

• Als Qualitätsmaßstab der Familienpolitik gilt in der Studie die Steigerung der 
Anzahl der Menschen, die der Wirtschaft zur Verfügung stehen, und die Höhe 
ihrer Steuern und Sozialabgaben. Die Qualität der Entwicklung von Kindern 
ist nebensächlich. 

Landesvorsitzender Dr. Johannes Schroeter: „Die Studie enthält schwerste fachliche 
Fragwürdigkeiten. Sie kann deshalb kaum ihren Zweck erfüllen, Orientierung für die 
Familienpolitik der Zukunft zu bieten.“ Der Familienbund der Katholiken in Bayern 
bittet den Bundesrechnungshof um Prüfung, ob das Ergebnis den Aufwand von 13 
Millionen EUR aus Bundesmitteln rechtfertigt. 

Weitere Informationen: Landesvorsitzender Dr. Johannes Schroeter, Tel. 0171-
5411761 

Landesverband Bayern 

Geschäftsstelle 
Rochusstr. 5 

80333 München 
Telefon 089-2137-2226 
Telefax 089-2137-2225 

www.familienbund-bayern.de 


